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»Armutsfalle« Pflegeheim
Rufe nach Finanzierungsreformen werden immer lauter

»Pflege darf kein  
Armutsrisiko sein«

Auf der Homepage des 
Bundesgesundheitsministe­
riums sind auch einige Videos 
verlinkt. Eines davon wurde 
bereits vor über neun  
Monaten publiziert, genauer:  
am 7. Juli 2025 – Anlass: 
die Einsetzung einer Bund-
Länder-AG zur Pflegereform 
(→ BIOSKOP Nr. 109). Die 
verheißene Reform lässt 
zwar weiter auf sich warten.  
Problembewusstsein hatte 
Warken in besagtem, rund 
3-minütigem Video aber 
immerhin demonstriert, sie 
sagte unter anderem: »Pflege 
darf kein Armutsrisiko sein, 
auch nicht für pflegende 
Angehörige. Ambulante und 
häusliche Pflege bedürfen 
unserer vollen Unterstützung. 
Und wir dürfen die junge 
Generation nicht überlasten –  
der Beitrag zur Pflegever­
sicherung muss begrenzt 
bleiben.«  

Pflegende unterstützen

R und 5,7 Millionen Menschen in Deutsch-
land waren Ende 2023 pflegebedürftig, 

wobei die allermeisten von ihnen (86 Prozent 
bzw. 4,9 Millionen) zu Hause versorgt wurden.  
Zwei Drittel der Pflegebedürftigen, rund 3,8 
Millionen Menschen, wurden »überwiegend 
durch Angehörige betreut«, erklärte das Sta-
tistische Bundesamt im Mai 2025, als es diese 
Zahlen veröffentlichte.

Als »starke Stimme für pflegende Ange-
hörige« versteht sich der Bundesverband wir 
pflegen e.V., er meldete sich auch rechtzeitig 
vor dem Weltfrauentag am 8. März 2026 zu 
Wort: »Über 60 Prozent der häuslichen Pflege 
übernehmen Frauen, bei pflegebedürftigen 
Kindern sind mehr als 80 Prozent der Haupt-
pflegepersonen Mütter.« Das deutsche Pflege-
system stütze sich »massiv auf die unbezahlte 
Sorgearbeit in den Familien«, geleistet vor 
allem von Frauen. »Das hat gravierende Folgen 
für ihre Karrierechancen, ihr Einkommen und 
ihre Altersvorsorge«, erklärte Sebastian Fischer, 
Vorstandsmitglied der Interessenvertretung. 
Weil Entlastungsangebote fehlen, seien viele 
Frauen gezwungen, »ihre Berufstätigkeit dras-
tisch einzuschränken«. Besonders betroffen 
seien Mütter pflegebedürftiger Kinder und »in 
hohem Maße« auch Frauen, die ihre Partner 
oder Eltern pflegen. Fischer beklagte: »Zu oft 
bleibt Frauen nur die Wahl zwischen finanziel-
ler Armut oder völliger Erschöpfung.«

Wer Gleichstellung ernst meine, müsse in 
Pflege investieren und kommunale Angebote 
wie Kurzzeitpflege, Tagespflege und ambulante 
Dienste massiv ausbauen. Der Bundesverband 
fordert den Bundestag auf, ein Familienpflege-
geld als Einkommensersatzleistung einzufüh-
ren. Für Angehörige, »die Pflege und Erwerbs-
tätigkeit dauerhaft nicht vereinbaren können«, 
fordert wir pflegen e.V. »zusätzlich ein Care-
Gehalt sowie eine verlässliche rentenrechtli-
che Absicherung«. Zur Begründung erklärte 
Fischer, häusliche Pflegearbeit dürfe »nicht in 
Armut während der Pflege und Altersarmut 
nach der Pflege enden«.�

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  
verantwortlich für  
BIOSKOP

Fortsetzung auf Seite 4  →

Die Kosten in Pflegeheimen galoppieren, 
laut einer aktuellen Studie sind inzwi-
schen 37 Prozent der Bewohner*innen 
»auf unterstützende Sozialleistungen 
angewiesen«. Der Ruf nach einer großen 
Pflegereform wird lauter. Wann handeln 
Politiker*innen in Bund und Ländern?

Über 800.000 Menschen leben hierzulande in 
vollstationären Pflegeheimen. Gewissheit, 

im Bedarfsfall aufgenommen zu werden, gibt es 
nicht; die Wartezeit kann mehrere Monate lang 
dauern. Wer einen Platz bekommen hat, wird 
mit enormen Kosten konfrontiert – oder auch 
von vorneherein abgeschreckt. Laut einer Aus-
wertung des Verbandes der Ersatzkassen (vdek), 
veröffentlicht im Januar, beträgt die monatliche 
Eigenbeteiligung, die Heimbewohner*innen 
derzeit bezahlen müssen, im ersten Aufenthalts-
jahr 3.245 Euro im Bundesdurchschnitt, »das ist 
eine Steigerung von 261 Euro (neun Prozent) im 
Vergleich zum Vorjahr«, bilanziert der vdek.

Die Eigenbeteiligung muss im wesentlichen 
für drei Bereiche bezahlt werden. Gut die Hälfte 
machen die pflegerischen Kosten aus, laut vdek-
Erhebung vom Januar »aktuell 1.685 Euro im 
ersten Aufenthaltsjahr« im Pflegeheim. Durch-
schnittlich 1.046 Euro sind für Unterkunft und 
Verpflegung aufzubringen, außerdem 514 Euro 
für Investitionskosten, die für die Instandhal-
tung und Modernisierung der Heimgebäude 
eingesetzt werden.

Angesichts solcher Zahlen weist Ulrike 
Elsner, Vorstandsvorsitzende des vdek, darauf 
hin, dass Pflegeheimbewohner*innen um rund 
640 Euro im Monat entlastet werden könn-
ten, wenn sie nicht mehr für Investitions- und 
Ausbildungskosten zahlen müssten. Für diese 
Bereiche aufzukommen, sei »Sache des Staats«, 
sagte Elsner am 22. Januar und fügte hinzu: 
»Wir fordern die Bundesländer auf, diese Kos-
ten endlich zu übernehmen.«  

Mit Blick auf die stetig wachsenden Pflege-
kosten sagte die vdek-Chefin, es sei richtig, dass 
Pflegepersonal »gut« zu bezahlen. »Aber es kann 
nicht sein«, so Elsner, »dass die Lohnsteigerun-
gen zu einem großen Teil den Pflegebedürftigen 
aufgebürdet werden. Hier braucht es endlich 
eine solidarische Lösung«.

»Historischer Höchststand«

Wie prekär die finanzielle Lage inzwischen 
ist, belegt auch eine Studie des Bremer Gesund-
heitsökonomen Heinz Rothgang, in Auftrag 
gegeben von der Krankenkasse DAK. Seine 
Ergebnisse brachte die DAK am 5. März so auf 
den Punkt: »Historischer Höchststand: 2026 
benötigen bereits 37 Prozent der Menschen in 
Pflegeheimen Sozialhilfeleistungen«; Hinter-
grund seien die »massiv gestiegenen Eigenan-
teile«. Ohne Reformen werde der Anteil der auf 
Sozialhilfe angewiesenen Heimbewohner*innen 
ungebremst steigen, warnt die DAK, laut  
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Viel Lesestoff

Professor Heinz Rothgang 
leitet am Forschungszentrum 
Sozialpolitik und Ungleichheit 

der Universität Bremen die 
Abteilung für Gesundheit, 

Pflege und Alterssicherung. 
Der Wirtschaftswissen­

schaftler ist ein vielgefragter 
Experte. Gemeinsam mit  
Tatiana Mamontova und 

Christian Wagner erstellte 
Rothgang für die Kranken­

kasse DAK eine »Sonderana­
lyse«, erschienen im Februar 

2026 unter dem Titel »Hilfe 
zur Pflege in Pflegeheimen –  
Entwicklung der Sozialhilfe­

quote 2024 - 2035 unter 
Berücksichtigung aktueller 
Reformoptionen«. Interes­

sierte können das 10-seitige 
Papier auf der Webseite 

www.dak.de lesen und gratis 
herunterladen. Weiterhin 

online ist auch das 40-seitige 
Gutachten namens »Bei­

tragssatzeffekte einer Pflege­
bürgervollversicherung«, das 

Rothgang gemeinsam mit 
Dominik Domhoff bereits im 
Januar 2025 angefertigt hat. 

Es steht auf der Webseite  
der Auftraggeber:  
www.solidarische- 

pflegevollversicherung.de  

Fortsetzung von Seite 3  → Rothgangs Berechnungen auf knapp 43 Pro-
zent im Jahr 2035, das wären dann 356.000 
Betroffene.

»Die stationäre Pflege wird für immer mehr 
Menschen zur konkreten Armutsfalle«, erklärte  
DAK-Vorstandschef Andreas Storm, das Ver-
trauen in die soziale Pflegeversicherung schwin-
de, es drohe ein »Pflegekollaps«. Storm fordert: 
»Die Begrenzung der Eigenanteile in den 
Heimen muss Teil einer großen Pflegereform 
werden.«

Kostendeckel versprochen

Vor der Bundestagwahl im Februar 2025  
hatte die SPD versprochen, sie werde im Falle 
einer erneuten Regierungsverantwortung den 
Eigenanteil an den Pflegekosten auf höchstens 
1.000 Euro im Monat beschränken – diesen 
Worten sind in der Koalition mit CDU/CSU 
aber noch keine Taten gefolgt. Welche Effekte  
ein solcher Pflegekostendeckel auf einen 
Höchstbetrag von 1.000 oder 1.200 Euro 
monatlich haben könnte, hat das Team um   
Professor Rothgang in der Studie für die DAK 
ausgerechnet. Je nach gewähltem Höchstbetrag 
würde demnach die Sozialhilfequote unter den 
Heimbewohner*innen im Jahr 2035 zwischen 
32 und 37 Prozent liegen – immer noch sehr 
hoch, aber niedriger als die 43 Prozent bei 
ungebremster Entwicklung. »Gegen die prekäre 
Struktur- und Finanzdynamik in der Pflege-
versicherung«, so DAK-Chef Storm, »hilft kein 
Stückwerk, sondern nur noch eine nachhaltige 
große Pflegereform.«

»Solidarische Pflegevollversicherung«

Viel mehr als die Einführung eines Pflege
kostendeckels fordert ein Bündnis, das seit 
einigen Jahren für eine »solidarische Pflegevoll-
versicherung« wirbt, welche sämtliche pflegebe-
dingten Kosten vollständig übernehmen würde, 
derzeit also über 1.600 Euro im Monat. Das 
Bündnis, dem neben dem Paritätischen Ge-
samtverband auch der Sozialverband Deutsch-
land (SoVD), der Deutsche Berufsverband für 
Pflegeberufe, DGB und Ver.di angehören, hatte 
auch schon eine Expertise beim Gesundheits-
ökonomen Rothgang beauftragt (→ BIOSKOP 
Nr. 109). »Unser Gutachten zeigt«, sagte der 
Bremer Professor bereits im Januar 2025, »dass 
eine Vollversicherung – auch langfristig – im 
Rahmen der Sozialversicherung finanzierbar ist, 
ohne den Beitragssatz wesentlich erhöhen zu 
müssen.« Voraussetzung sei allerdings, »dass die 
Pflegeversicherung gleichzeitig zu einer Bürger
versicherung weiterentwickelt wird, in die alle 
einzahlen und in der alle Einkommensarten 
beitragspflichtig sind«.�

Ruf Deine Abgeordneten an!
Im Bündnis #NoNIPT engagieren sich zahl- 
reiche Initiativen und Organisationen seit 
Jahren mit guten Argumenten dagegen, dass  
die Solidargemeinschaft für die Kosten prä-
nataler Bluttests auf Trisomien aufkommt. 
Zumindest eine Überprüfung der Testpraxis  
könnte im Bundestag bald beschlossen wer-
den – das Bündnis, in dem auch BioSkop  
dabei ist, will nun mit außerparlamentari-
schem Druck nachhelfen.

Nichtinvasive Pränataltests (NIPT), die im 
Blut einer schwangeren Frau das Erbgut 

des Ungeborenen molekulargenetisch unter-
suchen, müssen seit Juli 2022 »in begründeten 
Einzelfällen« von den gesetzlichen Kranken
kassen bezahlt werden. Was als Ausnahme 
gedacht war, scheint schleichend zur Regel zu 
werden: Laut Zahlen der Krankenkasse  
BARMER ließen im Jahr 2024 bereits 48 Pro-
zent der Schwangeren den molekulargeneti-
schen Test auf Trisomien durchführen  
(→ BIOSKOP Nr. 111).

Vor diesem Hintergrund fordert eine inter-
fraktionelle Gruppe im Bundestag die schwarz-
rote Bundesregierung auf, die Konsequenzen 
der NIPT-Kassenzulassung eingehend untersu-
chen zu lassen. Der gemeinsame Antrag, einge-
bracht Ende Januar und unterzeichnet von über 
100 Parlamentarier*innen aus CDU, CSU, SPD, 
Grünen und Linken, verlangt, »erste Ergebnisse 
des Monitorings spätestens bis 30. Juni 2027« 
dem Bundestag vorzulegen. Die Datenauswer-
tung solle quasi präventiv erfolgen – jedenfalls 
»vor einer möglichen Einführung weiterer 
genetischer pränataler Tests in den Leistungs
katalog der gesetzlichen Krankenkassen«. 
Zudem soll ein Gremium aus Expert*innen  
verschiedener Fachgebiete eingesetzt werden, 
»das die rechtlichen, ethischen und gesund-
heitspolitischen Grundlagen der Folgen der 
Kassenzulassung des NIPT prüft«.

Der Antrag wurde am 20. März erstmals 
im Bundestag diskutiert und soll noch vor 
der Sommerpause abgestimmt werden. Das 
Bündnis #NoNIPT, das schon seit Jahren auch 
für ein Test-Monitoring plädiert, erklärt auf 
seiner Homepage, was Jede/r tun kann, um 
das Verfahren zu beschleunigen: »Damit das 
Monitoring beschlossen wird, brauchen wir 
Deinen Anruf bei Deinen MdB. Bitte nimm 
Kontakt zu den Abgeordneten deines Wahlkrei-
ses auf, sprich mit ihnen und fordere sie auf, für 
das Monitoring zu stimmen. Keine Sorge – du 
musst kein*e Expert*in sein!« 
Infos und praktische Tipps sind auf der Bündnis­
seite zu lesen: https://nonipt.de/news/ 
unsere-kampagne-monitoring-jetzt/�  


